
Richtlinien für die Deckelung der Haus- und Grundbesitzabgaben mit 
3,5 % des Netto-Haushaltseinkommens 

 

Wer kann die Rückerstattung von Haus- und Grundbesitzabgaben erhalten? 

• Österreichische Staatsbürgerschaft oder EU-Bürgerschaft oder langfristige 
Aufenthaltsberechtigung in einem Mitgliedstaat sowie Familienangehörige der 
oben genannten Personen oder 

• EWR-Bürgerschaft mit Ausübung des gemeinschaftlichen Aufenthaltsrechts 
oder 

• Angehörige von Staaten, mit denen ein völkerrechtlicher Vertrag oder 
gesicherte Gegenseitigkeit besteht und Fremde, denen gemäß § 3 Asylgesetz 
2005 Asyl oder subsidiärer Schutz gewährt wurde 

• Liegenschafts- bzw. Wohnungseigentümer, die im gesamten Kalenderjahr an 
der Adresse, für die die Unterstützung beantragt wird, mit Hauptwohnsitz 
gemeldet waren 

Was wird gedeckelt? 

Die im letztvergangenen Kalenderjahr an die Stadtgemeinde Tulln bezahlten Haus- 
und Grundbesitzabgaben. Darunter zu verstehen sind die 

• Wasserbezugsgebühr – begrenzt mit dem durchschnittlichen Prokopf-
Jahresverbrauch in der Stadtgemeinde Tulln von 60 m³ pro im Haushalt 
gemeldeter Person. 

• Bereitstellungsgebühr 
• Kanalbenützungsgebühr 
• Fäkalienabfuhrgebühr 
• Abfallwirtschaftsgebühr 
• Abfallwirtschaftsabgabe 
• NÖ Seuchenvorsorgeabgabe 
• Grundsteuer 

Für die Gewährung einer Rückerstattung MUSS Wasserbezugsgebühr oder 
Kanalbenützungsgebühr oder Fäkalienabfuhrgebühr bezahlt worden sein.  

Wie hoch ist die Unterstützung? 

Erstattet wird jener für o.a. Abgaben im letztvorangegangenen Kalenderjahr 
bezahlte Betrag, der 3,5 % des Netto-Haushaltseinkommens des selben 
Kalenderjahres aller im Haushalt lebenden Personen übersteigt. 

Wann kann angesucht werden? 

Das Ansuchen um Deckelung der Haus- und Grundbesitzabgaben ist jährlich ab 1. 
März bis spätestens 30. September für das letztvorangegangene Kalenderjahr 



samt den erforderlichen Nachweisen an die Stadtgemeinde Tulln an der Donau zu 
stellen. Sollte der Endtermin auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag fallen, so gilt der nächste Werktag als Fristende 

Was zählt zum Netto-Haushaltseinkommen? 

Zum Einkommen zählen alle steuerpflichtigen und steuerfreien Einkünfte des 
letztvorangegangenen Kalenderjahres – wie zum Beispiel: 

• Einkommen aus selbständiger Arbeit 
o Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
o Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
o Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit (Bsp. Architekt, Zivilingenieur, 

Vortragender, etc.) 
• Einkommen aus unselbständiger Arbeit (aktives Dienstverhältnis inkl. Aller 

Abrechnungen wie z.B. Überstunden, Zulagen, Boni, Provisionen) inkl. 13./14. 
Bezug (Urlaubsgeld und Weihnachtsremuneration 

• Einkünfte aus Kapitalvermögen (inkl. Zinsen aus Spareinlagen, 
Wertpapiererträge, Verkauf von Wertpapieren, Aktien, Anleihen, etc. 

• Ausländische Einkünfte (z.B. Pensionen, Kapitalerträge aus ausländischen 
Depots) 

• Notstandshilfe und Arbeitslosengeld, Rehabilitations-/Umschulungsgelder 
• Krankengeld (Entgeltfortzahlung) 
• AMS-Bezug, Sozialhilfe, Mindestsicherung 
• Pensionsbezug (unabhängig in welcher Form – z.B. Alterspension, 

Erwerbsminderungs-/Invaliditätspension) 
• Bedarfsorientierte Mindestsicherung – BMS (Sozialhilfe) 
• Kinderbetreuungsgeld, Wochenhilfe, Kinderbeihilfe, Alleinerzieherförderung, 

Wohnzuschuss für Kinder, Kinderzuschüsse nach den 
Sozialversicherungsgesetzen 

• Unterhaltszahlungen (Alimente) für den geschiedenen Ehegatten und für die 
Kinder 

• Einkünfte aus (Unter-)Vermietung und Verpachtung 
• Unfall- bzw. Invalidenrente 
• Einkünfte aus der Tätigkeit als Funktionär 
• Familienbeihilfe, Schüler- oder Studienbeihilfen, Stipendien, Förderung für 

Praktika oder Fortbildung 
• Gesetzlich zustehende Unterhaltszahlungen für Studenten bis zur 

Selbsterhaltungsfähigkeit des Kindes (gem. § 231 ABGB) 
• Ausgedingeleistungen außer Brennmaterial und Wohnraumbeheizung 
• Lehrlingsentschädigungen, Taggelder für Präsenzdiener und Zivildiener 
• NÖ Wohnbeihilfen und NÖ Wohnzuschüsse, Heizkostenzuschüsse, 

Wohnbauförderungen, Mietzuschüsse 
• Kriegsopfer- und Versehrtenrenten 
• Finanzielle Zuschüsse durch Vereine oder gemeinnützige Organisationen 

Was zählt nicht zum Netto-Haushaltseinkommen? 



• Einkünfte wegen der besonderen körperlichen Verfassung (Pflegegeld, 
Blindenbeihilfe, NÖ Gesundheitsleistungen, Renten aus Unfallversicherungen, 
Zuschüsse für Hilfsmittel (z.B. Rollstuhl, Pflegegeräte) usw.) 

• Diäten und gesetzliches Kilometergeld, Reisegebühren 

Leben mehrere Personen in einem Haushalt, so sind für die Berechnung des 
Haushaltseinkommens die Einkünfte aller in einem Haushalt für mindestens 6 
Monate lebenden Personen zusammenzurechnen (z.B.: Ehegatten, 
Lebensgefährten, eingetragene Partner, Kinder, Enkelkinder, Großeltern, alle 
sonstigen Mitbewohnerinnen und Mitbewohner). 

Wie wird das Netto-Haushaltseinkommen nachgewiesen? 

• Bei Personen, die zur Einkommenssteuer veranlagt werden, ist das Einkommen 
einschließlich steuerfreier Teile des letztvorangegangenen Jahres maßgebend. 
Zuzurechnen sind Investitionsbegünstigungen, Freibeträge und 
Sanierungsgewinne. 
 
Bei Personen, die zur Einkommensteuer veranlagt werden, ist der 
Einkommenssteuerbescheid für das letztveranlagten Kalenderjahre (auch wenn 
er noch nicht rechtskräftig ist) vorzulegen; sind im Einkommen auch 
lohnsteuerpflichtige Einkünfte enthalten, so sind auch die entsprechenden 
Lohnzettel anzuschließen. 
 

• Bei nicht selbständig tätigen Personen ist der Einkommensnachweis 
grundsätzlich. durch Vorlage des (der) Lohnzettel(s) für das letztvorangegangene 
Kalenderjahr zu erbringen; es können aber stattdessen auch Lohn-, Gehalts- oder 
Pensionsabschnitte, Einkommenssteuerbescheide nach erfolgter 
Arbeitnehmerveranlagung oder Pensionsbescheide als Einkommensnachweis 
anerkannt werden, wenn sie genügend Aufschluss über die 
Einkommensverhältnisse geben. 
Alle nicht aus den Unterlagen hervorgehenden Einkünfte – auch die steuerfreien – 
sind gesondert in einer Beilage anzugeben. 
Dem Antrag sind für diese Einkünfte die entsprechenden Nachweise beizulegen. 

Wie kommen Sie zur Unterstützung? 

1. Füllen Sie das Ansuchen aus! 
• Sie finden den Online-Antrag auf Deckelung der Haus- und 

Grundbesitzabgaben www.tulln.gv.at. Zudem besteht die Möglichkeit zum 
Download auf www.tulln.gv.at oder Sie bekommen die Antragsformulare 
direkt im Bürgerservice der Stadtgemeinde Tulln 

• Füllen Sie den Antrag vollständig und der Wahrheit entsprechend aus  
 

2. Fügen Sie Scans aller Unterlagen (im PDF-Format) bei! 



Folgende Unterlagen von allen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen 
(auch Kinder) sind dem Antrag vollständig (als PDF-Dateien) beizufügen bzw. in 
Kopie beizulegen: 

• Amtlicher Lichtbildausweis (z.B. Reisepass) 
• Dokumente 

Anerkennungsbescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, 
aktueller Aufenthaltstitel, Heiratsurkunde, rechtskräftiges 
Scheidungsurteil/Scheidungsbeschluss, Scheidungsvergleich, 
Geburtsurkunden der Kinder, etc. 

• Aktuelle Einkommensbelege 
Lohn-/Gehaltsbestätigungen (Nettoeinkommen), Nachweis über Leistungen 
des Krankenversicherungsträgers (z.B. Krankengeld, Kinderbetreuungsgeld, 
Rehabgeld), Unterhaltszahlungen, Pensionsbescheid/Rentenbescheid, 
Bescheide über Beihilfen, Nachweis über Art und Höhe sonstiger Einkünfte 

• Nachweise über beantragte Leistungen 
Anträge auf Leistungen des Arbeitsmarktservice, Leistungen des 
Krankenversicherungsträgers, Unterhalt/Alimente, Pension und sonstige 
Einkünfte 

• Zahlungsbelege 
Nachweis über die Höhe der für das letztvorangegangene Kalenderjahr 
bezahlten Haus- und Grundbesitzabgaben 

• Nachweis über die Kontoinhaber*in (z.B. Bankomatkarte oder Kontoauszug) 
 

3. Senden Sie das Ansuchen und die beigefügten Dokumente ab. Der ausgefüllte 
(und unterschriebene) Antrag kann mit den beigefügten Unterlagen 
• direkt über das Online-Formular abgesendet oder 
• per E-Mail geschickt oder 
• mit der Post an die Stadtgemeinde Tulln versandt oder 
• in den Hausbriefkasten der Stadtgemeinde Tulln eingeworfen oder 
• im Bürgerservice der Stadtgemeinde Tulln persönlich abgegeben werden. 

 
4. Wie erfahren Sie, ob Sie die Unterstützung bekommen? 

Die Stadtgemeinde Tulln prüft, ob Sie Anspruch auf eine Rückerstattung eines 
Teiles der der Haus- und Grundbesitzabgaben haben. Voraussetzung dafür ist, 
dass Sie den vollständigen (unterschriebenen) Antrag inklusive aller dafür 
notwendigen Dokumente übermittelt haben. Die Entscheidung wird per Post 
übermittelt oder elektronisch zugestellt, sofern Sie über ein elektronisches 
Postfach verfügen. 

Sie sind verpflichtet, 

•  alle erforderlichen Unterlagen vorzulegen, 
•  alle Angaben vollständig und der Wahrheit entsprechend zu machen und 

bestehende Ansprüche (Unterhalt/Alimente und dergleichen) anzuführen. 



Besondere Hinweise 

Die Unterstützung wird nach Maßgabe der vorhandenen budgetären Mittel 
gewährt. Auf die Unterstützung besteht kein Rechtsanspruch. 

Die Rückerstattung nach dieser Richtlinie schließt die Gewährung einer 
Unterstützung der Wasserbezugs- und Kanalbenützungsgebühr nach den 
Richtlinien der Tullner SozialCard aus. 

Eine zu Unrecht oder aufgrund unvollständiger oder falscher Angaben bezogene 
Unterstützung ist in voller Höhe rückzuerstatten.  

Die Stadtgemeinde Tulln behält sich vor, Personen, die unrichtige Angaben zu 
den Haushaltseinkommensverhältnissen machen, für drei Jahre von dieser 
Unterstützung auszuschließen. 

Datenverarbeitung 

Der Schutz personenbezogener Daten ist uns ein besonderes Anliegen. Wir 
verarbeiten Ihre aufgrund der durch das Formular eingehenden Daten daher 
ausschließlich auf Grundlage der anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen 
und treffen technische und organisatorische Maßnahmen zur Gewährleistung 
Ihrer Datensicherheit, damit personenbezogene Daten ordnungsgemäß 
verwendet und Unbefugten nicht zugänglich gemacht werden. 

 

Innerhalb der Stadtgemeinde Tulln erhalten diejenigen Stellen bzw. 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Ihre Daten, die diese zur Erfüllung der Ihnen 
übertragenen Aufgaben benötigen. Diese sind zur Verschwiegenheit und 
Geheimhaltung der von Ihnen im Zusammenhang mit Ihrem Ansuchen bekannt 
gegebenen Daten verpflichtet.  

 

Ihre Daten werden nur so lange gespeichert, wie sie zur Zweckerfüllung 
notwendig sind. Danach werden sie, sofern keine rechtlichen Aufbewahrungs- 
oder Dokumentationsfristen zu beachten sind, binnen 6 Monaten nach 
Zuweisung der Ihnen aufgrund Ihres Ansuchens gewährten Refundierung 
gelöscht oder zumindest der Bezug zu Ihnen beseitigt (Anonymisierung). 

 

Ihre Angaben speichern wir auf dem besonders geschützten Server der 
Stadtgemeinde Tulln. Der Zugriff darauf ist nur wenigen besonders befugten 
Personen möglich, die mit der technischen oder redaktionellen Betreuung des 
Servers befasst ist. 



Wir verwenden Ihre personenbezogenen Informationen nur innerhalb der 
Stadtgemeinde Tulln und geben ohne Ihr ausdrückliches Einverständnis 
grundsätzlich keine personenbezogenen Daten an Dritte weiter. 

 

Ihnen kommen die Rechte aus der DSGVO und dem DSG zu, das heißt, Sie 
haben grundsätzlich das Recht auf Auskunft, Löschung, Berichtigung, 
Einschränkung der Verarbeitung, Widerspruchsrecht und Recht auf 
Datenübertragbarkeit. Eine erteilte Einwilligung können Sie jederzeit widerrufen. 

Gemäß § 24 DSG haben Sie das Recht auf Beschwerde bei der Österreichischen 
Datenschutzbehörde (dsb@dsb.gv.at; Barichgasse 40-42, 1030 Wien), wenn Sie 
der Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten gegen die DSGVO oder gegen § 1 DSG oder §§ 7-
13 DSG verstößt. 

 

Inkrafttreten 

Die Richtlinie tritt mit Beschluss durch den Gemeinderat der Stadtgemeinde 
Tulln in Kraft. 

mailto:dsb@dsb.gv.at

